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Betr. : Personaleinschränkung bei der Bundesstelle für 
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in Frankfurt (Main) 

Bezug: Kleine Anfrage 174 der Abgeordneten Dr. Leiske, 
Dr. Böhm (Frankfurt), Horn und Genossen 
- Drucksache 1379 - 


Auf die Kleine Anfrage 174 gestatte ich mir, im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister des Innern wie folgt zu antworten: 

1. Im Zuge der Abwicklung der ßundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft in Frankfurt (Main) (Bundesstelle) müssen 
insgesamt 329 Arbeitskräfte aus der Frankfurter Dienststelle aus- 
scheiden. 239 Arbeitskräfte sind bis zum 1. Juni 1955 bereits aus- 
geschieden, weitere 90 Arbeitskräfte werden bis zum 31. März 1956 
noch ausscheiden müssen. Von den bisher ausgeschiedenen 239 Arbeits- 
kräften haben gegenwärtig 9 noch keinen neuen Arbeitsplatz. 

2. Die bisher durch geführten Maßnahmen zur Unterbringung der 
ausscheidenden Bediensteten der Bundesstelle werden fortgesetzt. 
Art und Ausmaß der in Betracht kommenden Maßnahmen sind 
durch die besonderen Verhältnisse, die der eingeleiteten Auflösung 
der Bundesstclle zugrunde liegen, bedingt. 

Die Personaleinsparung bei der Bundesstelle begann im Juni 1954, 
nachdem der Bundestag bei den Beratungen zum Entwurf des 
Haushaltsgesetzes 1954 am 6. Mai 1954 einstimmig folgende Ent- 
schließung angenommen hatte: 

„Das Gesetz über die Bundesstelle für den Warenverkehr lauft 
am 30. September 1954 aus. Über die für die Zeit vom 
1. Oktober 1954 bis zum Ende des Haushaltsjahres 1954 ver- 
anschlagten Haushaltsmittel (etwa 50 v. H. des Ansatzes des 
Kap. 0905) darf nur zur Durchführung der dann noch ver- 
bleibenden Aufgaben und der Abwicklungsarbeiten in der 
erforderlichen Höhe verfügt werden.” 

In Artikel 1 des Gesetzes über die Abwicklung der Bundesstclle 
für den Warenverkehr der gewerblichen Wirtschaft und die Errich- 
tung eines Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft vom 9. Oktober 
1954 (BGBl. I S. 281) ist bestimmt, daß die Bundesstelle, beginnend 
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mit dem 1. Oktober 1954, abgewickelt wird. Bei der Gesetzes Vor- 
lage hat der Abgeordnete Lenz (Brühl) als Berichterstatter vor dem 
Bundestag am 24. September 1954 (Protokoll der 45. Sitzung 
S. 2215) zur Frage der Weiterverwendung der bisherigen Ange- 
hörigen der Bundesstelle u. a. folgendes ausgeführt; 

„Für die Entscheidung über die Auflösung der bisherigen Stelle 
und die Errichtung einer neuen Behörde haben nur die ge- 
nannten Auf gaben Verschiebungen, nicht die sozialen und 
arbeitsrechtlichen Fragen der Verwendung der bisherigen An- 
gehörigen der Bundesstelle eine Rolle gespielt. Den berech- 
tigten sozialen Interessen der ausscheidenden Angehörigen der 
Bundesstelle soll im Rahmen des Möglichen und durch ver- 
schiedene Maßnahmen Rechnung getragen werden.” 


Die Auflösung der Bundesstellc erwies sich als notwendig. Die kon- 
sequente Verfolgung der wirtschaftspolitischen Linie der Bundes- 
regierung, die zu einer Besserung des Lebensstandards der ganzen 
Bevölkerung der Bundesrepublik geführt hat, gestattete cs, die binnen- 
wirtschaftlichen Lenkungsvorschriften aufzuheben sowie viele Vor- 
schriften auf dem Gebiete des Waren-, des Dienstlcistungs- und des 
Zahlungsverkehrs aufzuheben oder zu vereinfachen. Dadurch sind 
zahlreiche Aufgaben und Arbeiten der Bundesstelle wcggefallen. 
Der Wegfall der von der Bundesstelle wahrgciiommcnen Aufgaben 
und die crheblidie Verminderung des Personalbestandes ist aus 
Kreisen der Wirtschaft bisher nidit beanstandet worden. Anderer- 
seits wurde durch die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung, die 
zur Verringerung des Aufgabenkreises der Bundesstelle geführt hat, 
insbesondere durch die Ausweitung des Exports, eine große Zahl 
neuer Arbeitsplätze in der Wirtschaft geschaffen. 

3, Dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt), das als 
neue Oberbehörde des Bundesministeriums für Wirtschaft auf Grund 
des Gesetzes vom 9. Oktober 1954 errichtet worden ist, sind vor 
allem die auf dem Gebiete der Außenwirtschaft verbleibenden Auf- 
gaben übertragen worden. 

Die neue Oberbehörde mußte daher von vornherein mit einem 
beträchtlich geringeren Personalbestand aufgebaut werden, als die 
Bundesstelle gehabt hat. Während der ßundesstelle nach dem Haus- 
haltsplan 1954 - Kap. 0905 Tit. 101, 104 - ein Stcllensoll von ins- 
gesamt 702 Arbeitskräften (67 Beamte, 539 Angestellte, 96 Arbeiter) 
zur Verfügung stand, sind für das Bundesamt, das haushaltsmäßig 
erstmals im Haushaltsjahr 1955 in Erscheinung tritt, vom Bundes- 
tag nach den Beratungen der 2. und 3. Lesung des Haushaltsplans 
1955 - Kap. 0905 Tit. 101, 104 - insgesamt 399 Stellen (67 Beamte, 
283 Angestellte und 49 Arbeiter) bewilligt worden. Außerdem darf 
die in Abwicklung befindliche ßundesstelle nach den Erläuterungen 
zum Haushaltsplan 1955 bis zum 30. September 1955 60 Arbeits- 
kräfte (54 Angestellte und 6 Arbeiter) und nach dem 30. September 
1955 38 Arbeitskräfte (34 Angestellte und 4 Arbeiter) beschäftigen 
(Kap. 0905 a Tit. 104). 
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Am !. Juni 1954 wurden bei der Bundesstelle insgesamt 728 Personen 
(47 Beamte, 602 Angestellte, 97 Arbeiter) beschäftigt, also 26 Arbeits- 
kräfte mehr, als das Stellensoll für den Haushaltsplan 1954 für die 
Bundesstelle aufwies. Am 1. Juni 1955 betrug der tatsächliche Personal- 
bestand bei dem neu errichteten Bundesamt und bei der in Abwick- 
lung befindlichen Bundesstelle zusammen 489 Arbeitskräfte (44 
Beamte, 390 Angestellte, 55 Arbeiter). Der Überhang belief sich 
also am 1. Juni 1955 bei einem Stellensoll des Bundesamtes und der 
Bundesstelle von insgesamt 459 auf 30 Arbeitskräfte. 

Um dem Beschluß des Bundestages vom 6. Mai 1954 gerecht zu 
werden, gab es nur zwei Wege: entweder alle Angehörigen der 
Bundesstelle, soweit Ihre Dienstverhältnisse kündbar waren, zu ent- 
lassen oder aber in der erforderlichen Zahl Einzelkündigungen aus- 
zusprechen. Abgesehen von der unerläßlichen Fortführung der ver- 
bleibenden Aufgaben ließen es auch andere verwaltungsmäßige und 
insbesondere soziale Gründe geboten erscheinen, den Personalbestand 
durch Einzelkündigungen zu verringern. 

4. Der Altersaufbau und die zum Teil unkündbaren Dienstverhält- 
nisse der Angestellten der Bundesstelle gestalteten die Personalein- 
sparungen besonders schwierig. Die Auswahl der von den Ent- 
lassungen betroffenen Personen ist in enger Fühlung mit dem 
Betriebsrat erfolgt. Dabei ist auf die sozialen Verhältnisse sowie auf 
die berufliche Befähigung und die möglichst allgemeine Verwend- 
barkeit der verbleibenden Arbeitskräfte für die Aufgaben des 
Bundesamtes Bedacht genommen worden. Es konnte aber nicht aus- 
blciben, daß eine Anzahl von Kündigungen als Härte empfunden 
worden ist. Insgesamt gesehen vollzog sich die Unterbringung der 
entlassenen Kräfte aber besser, als unter den gegebenen Voraus- 
setzungen zu erwarten war. 

Von den seit dem 1. Juni 1954 bis zum 1. Juni 1955 bereits 
ausgeschiedenen 239 Arbeitskräften haben 40 auf eigenen Antrag 
das Vertragsverhältnis mit der Bundesstelle gelöst. Von den 239 
Personen haben 154 durch eigene Bemühungen und 76 durdi Ver- 
mittlung der Bundesstelle für den Warenverkehr oder des Bundes- 
ministers für Wirtschaft eine neue Arbeitsstelle erhalten. Arbeitslos 
sind also zur Zeit, wie schon unter Nr. 1 fcstgestellt, 9 ehemalige 
Arbeitskräfte der Bundesstelle. 2 dieser 9 Personen haben begrün- 
dete Aussicht auf alsbaldige Unterbringung. 

Die Bemühungen, neue Arbeitsplätze zu finden, erstrecken sich zur 
Zeit besonders auf die arbeitslosen 7 Personen, die noch keine 
begründete Aussicht auf eine andere Arbeitsstelle haben. Von diesen 
7 Personen erhalten 3 Bezüge auf Grund des Gesetzes zu Art. 131 
GG. 

Maßnahmen zur Unterbringung der noch nicht entlassenen 90 
Arbeitskräfte sind vorbereitet. Die Unterbringung dieser Arbeits- 
kräfte ist vor allem wegen ihrer beruflichen Vorbildung (Berufs- 
offiziere, Wehrmachtangestellte, Kraftfahrzeugsachverständiger) im 
Augenblick noch erschwert. In dem neu errichteten Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft besteht für sic keine Verwendungsmöglichkeit; 
zum Teil sind cs Spezialkräftc, deren bisheriges Aufgabengebiet 
weggefallen ist. 
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5. Die Bundcsstclle und der Bundesminister für Wirtschaft haben 
folgende Maßnahmen ergriffen, um die von der Kündigungsaktion 
betroffenen Arbeitskräfte anderweitig unterzubringen : 

a) In der Bundesstelle ist ein Referent ausschließlich damit beauftragt 
worden, zur anderweitigen Unterbringung der Betroffenen die 
notwendigen Verhandlungen mit Behörden, Wirtschaftsorganisati- 
onen und Einzelfirmen zu führen. 

b) Die bei der Bundesstelle freiwerdenden Kräfte sind der Bundes- 
ausgleichsstelle bei dem Bundesministerium des Innern unter Über- 
sendung der vorgeschriebenen Personal- und Bewerbungsbogen 
zur Vermittlung eines anderen Arbeitsplatzes namhaft gemacht 
worden. Mit dieser Dienststelle wird ständig Verbindung ge- 
halten. 

c) Eine Liste der betroffenen Angestellten der Bundesstelle ist an 
alle obersten Bundesbehörden sowie an die Wirtschaftsminister 
der Länder der Bundesrepublik gesandt worden. 

d) Mit allen Bundesbehörden, die ihren Sitz im Raum Frankfurt 
(Main) haben, sowie mit zahlreichen hessischen Landesbehörden 
ist über die anderweitige Unterbringung verhandelt worden. 

6. Zur Linderung von Notständen oder für Beihilfen zur Gründung 
einer neuen Existenz sind an die entlassenen Arbeitskräfte auf Grund 
der geltenden Bestimmungen bis zum 31. Marz 1955 rund 105000 DM 
Abfindungsgelder und rund 55000 DM Übergangsgelder gezahlt 
worden. 

7. Durch Kabinettsbeschluß vom 30. Juni 1954 ist der Bundesaus- 
gleichsstelle bei dem Bundesministerium des Innern die anderweitige 
Unterbringung der bei den obersten und oberen Bundesbehörden 
in den Räumen Bonn und Frankfurt (Main) infolge Wegfalls oder 
wesentlicher Einschränkung von Aufgaben freiwerdenden Verwaltungs- 
fachkräfte, soweit sie auf Wiederverwendung im öffentlichen Dienst 
Wert legen, übertragen worden. Gemäß diesem Kabinettsbeschluß 
kann die Bundesausgleichsstelle lediglich die bei ihr gemeldeten 
freien Kräfte auf eine Anfrage von Bundesbehörden hin namhaft 
machen oder von sich aus den Dienststellen zur Einstellung emp- 
fehlen. Darüber hinaus fehlt ihr aber jede Möglichkeit, ihrer Emp- 
fehlung einen irgendwie gearteten Nachdruck zu verleihen oder gar 
Maßnahmen zur Einweisung einer freien Kraft in einen Arbeits- 
platz zu treffen. Im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten hat die 
Bundesausgleichsstelle alles getan, um eine anderweitige Unterbrin- 
gung der ihr gemeldeten Verwaltungsfachkräfte der Bundesstelle für 
den Warenverkehr zu erreichen. In Anbetracht der nach dem Kabi- 
nettsbeschluß der Bundesausgleichsstelle zustehenden Befugnisse kann 
ihr, selbst bei nicht ausreichender anderweitiger Unterbringung, der 
Vorwurf eines Versagens nicht gemacht werden. 

8. Die Bemühungen um Vermittlung eines neuen Arbeitsplatzes 
für die noch nicht untergebrachten ehemaligen und die noch aus- 
scheidenden Arbeitskräfte der Bundesstelle werden im Rahmen der 
aufgezeigten Möglichkeiten mit allem Nachdruck fortgesetzt, 

Dr. Erhard 
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